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Bekanntmachung 
zum Abkommen ,  

zwischen der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik

und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über die Aufhebung der Personenkontrollen 

an den innerdeutschen Grenzen vom 1. Juli 1990
vom 27. Juli 1990

Am 1. Juli 1990 wurde in Neustadt bei Coburg das Abkom
men zwischen der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über die Aufhebung der Personenkontrollen an den innerdeut
schen Grenzen unterzeichnet.

Es ist gemäß seines Artikels 20 am 1. Juli 1990 in Kraft ge
treten.

Es wird nachstehend zusammen mit den Protokollerklärun
gen veröffentlicht.

Berlin, den 27. Juli 1990

R e i c h  e n  b a c h  
Minister 

im Amt des Ministerpräsidenten

Abkommen 
zwischen der Regierung 

der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

über die Aufhebung der Personenkontrollen 
an den innerdeutschen Grenzen

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik und 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland —

in dem Bestreben, für die Übergangszeit bis zur Einheit 
Deutschlands den freien Personenverkehr über die inner
deutschen Grenzen zu gewährleisten,
unter Berücksichtigung der Grundsätze der Übereinkom
men von Schengen vom 14. Juni 1985 und'vom 19. Juni 1990 
betreffend ’den Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen zwischen den Regierungen der Staaten der Bene- 
lux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik — 

haben folgendes vereinbart:

,  .  K a p i t e l l
Aufhebung der Personenkontrollen

Artikel 1
An den innerdeutschen Grenzen werden mit Wirkung vom

1. Juli 1990 sämtliche Kontrollen im Personenverkehr aufge
hoben. Deutsche dürfen die innerdeutschen Grenzen an jeder 
Stelle überschreiten. Gleiches gilt für Ausländer, die die Ein
reisevoraussetzungen erfüllen.

Artikel 2
Die Polizeivollzugs- und die Zollbehörden sowie die für die 

Durchführung der ausländerrechtlichen Bestimmungen zu
ständigen Behörden der Vertragsparteien werden nach Maß
gabe der folgenden Bestimmungen Zusammenarbeiten und 
die Einwanderungs- und Sicherheitsinteressen auch der ande
ren Vertragspartei berücksichtigen.

Artikel 3
Personenbezogene Daten dürfen nur übermittelt werden, 

wenn rechtliche Gründe einschließlich des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit nicht entgegenstehen.

K a p i t e l  I I
Ausländerrecht

Artikel 4
(1) Die Vertragsparteien werden ihre Sichtvermerksrege

lungen auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften sowie der von den Staaten der 
Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik in den Übereinkommen von 
Schengen vom 14. Juni 1985 und vom 19. Juni 1990 verein
barten und vorgesehenen Harmonisierungen angleichen.

(2) Die Bundesrepublik Deutschland führt gegenüber der 
Tschechischen und Slowakischen Föderalen Republik auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit Sichtvermerksfreiheit für Auf
enthalte bis zu drei Monaten ohne Aufnahme einer Erwerbs
tätigkeit ein. Die Deutsche Demokratische Republik führt ge
genüber der Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla
wien auf der Grundlage der Gegenseitigkeit die Sichtver
merksfreiheit für Aufenthalte bis zu drei Monaten ohne Auf
nahme einer Erwerbstätigkeit ein.

(3) Die Deutsche Demokratische Republik wird gegenüber 
der Republik Kuba, der Mongolischen Volksrepublik und der 
Sozialistischen Republik Vietnam die Sichtvermerkspflicht 
einführen.

Artikel 5
Die Vertragsparteien werden an ihren Außengrenzen wirk

same Kontrollen nach Maßgabe der im Übereinkommen von 
Schengen vom 19. Juni 1990 getroffenen Regelungen durch
führen. Der Begriff der Außengrenze richtet sich ebenfalls 
nach diesem Übereinkommen.


